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l. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS

§ 1 Firma und Sitz

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet:
VR-Bank Landau-Mengkofen eG

(2) Die Genossenschaft hat ihren Sitz in:
Landau a. d. Isar

§ 2 Zweck und Gegenstand
(1) Zweck der Genossenschatft ist die wirtschaftliche Férderung und Betreuung der Mitglieder.

(2) Gegenstand des Unternehmens ist die Durchfiihrung von bankublichen und ergdnzenden Geschéaf-
ten, insbesondere

a) die Pflege des Spargedankens, vor allem durch Annahme von Einlagen;

b) die Gewahrung von Krediten aller Art;

c) die Ubernahme von Biirgschaften, Garantien und sonstigen Gewéhrleistungen sowie die
Durchflihrung von Treuhandgeschéften;

d) die Durchfiihrung des Zahlungsverkehrs;

e) die Durchfihrung des Auslandsgeschéafts einschlief3lich des An- und Verkaufs von Devisen
und Sorten;

f) die Vermobgensberatung, Vermdgensvermittlung, Vermdgensverwaltung und Immobilienge-
schafte aller Art;

g) der Erwerb und die VerauRerung sowie die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren und
anderen Vermdgenswerten;

h) die Vermittlung oder der Verkauf von Bausparvertragen und Reisen, sowie die Vermittlung
und die Verwaltung von Versicherungsvertragen;

i) die Vermietung und Verpachtung von Immobilien, die Ubernahme von Haus- und
Mietverwaltungen und das Facility Management;

j)  Durchfiihrung von Geld- und Werttransporten;

k) der Betrieb des Warengeschéfts und die Durchfiihrung von Speditionsgeschaften im
Nahverkehr sowie der Uberregionale Vertrieb von Waren im Bereich erneuerbare Energien;

(3) Die Genossenschaft kann Zweigniederlassungen errichten und sich an Unternehmen beteiligen.

(4) Die Ausdehnung des Geschéftsbetriebs auf Nichtmitglieder ist zugelassen.
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Il. MITGLIEDSCHAFT

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft kbnnen erwerben:
a) naturliche Personen;
b) Personengesellschaften;
c) juristische Personen des privaten oder 6ffentlichen Rechts.

(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch
a) eine unbedingte Beitrittserklarung des Antragsstellenden in Textform (§ 126b BGB), die den
Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und
b) Zulassung durch die Genossenschaft.

(3) Das Mitglied ist unverziglich in die Mitgliederliste (§ 16 Abs. 2 Buchst. f) einzutragen und hiervon
unverzuglich zu benachrichtigen.
§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch
a) Kindigung (§ 5);

b) Ubertragung des Geschéftsguthabens (§ 6 Abs. 1);

c) Tod(§7)

d) Auflésung einer juristischen Person oder Personengesellschaft (§ 8);
e) Ausschluss (§9).

§ 5 Kiindigung
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, seine Mitgliedschaft zum Schluss eines Geschaftsjahres zu kindigen.

(2) Soweit ein Mitglied mit mehreren Geschaftsanteilen beteiligt ist, ohne hierzu durch die Satzung oder
eine Vereinbarung mit der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es seine Beteiligung mit einem
oder mehreren seiner weiteren Geschaftsanteile zum Schluss eines Geschéftsjahres kundigen.

(3) Die Kiindigung muss in Textform erklart werden und der Genossenschaft mindestens 12 Monate vor
Schluss eines Geschéftsjahres zugehen.

§ 6 Ubertragung des Geschiftsguthabens

(1) Ein Mitglied kann jederzeit, auch im Laufe des Geschaftsjahres, sein Geschaftsguthaben durch Ver-
einbarung in Textform einem anderen Ubertragen und hierdurch aus der Genossenschaft ohne Ausei-
nandersetzung ausscheiden, sofern der Erwerber bereits Mitglied ist oder an seiner Stelle Mitglied wird.
Ist der Erwerber bereits Mitglied, so ist die Ubertragung des Geschéftsguthabens nur zuldssig, sofern
sein bisheriges Geschaftsguthaben nach Zuschreibung des Geschéaftsguthabens des Veraulerers den
zuldssigen Gesamtbetrag der Geschéaftsanteile, mit denen der Erwerber beteiligt ist oder sich beteiligt,
nicht Ubersteigt.

(2) Ein Mitglied kann sein Geschéaftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft auszuscheiden, teilweise
Ubertragen und damit die Anzahl seiner Geschéftsanteile verringern. Abs. 1 gilt entsprechend.

(3) Die Ubertragung des Geschéftsguthabens oder eines Teils davon bedarf der Zustimmung der Ge-
nossenschaft. Dies gilt nicht im Fall des § 76 Abs. 2 des Genossenschaftsgesetzes.
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§ 7 Ausscheiden durch Tod

Mit dem Tode scheidet ein Mitglied aus; seine Mitgliedschaft geht auf den Erben Uber. Die Mitgliedschaft
des Erben endet mit dem Schiuss des Geschaftsjahres, in dem der Erbfall eingetreten ist (§ 77 Abs. 1
des Genossenschaftsgesetzes).

§ 8 Auflosung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft aufgeldst oder erlischt sie, so endet die
Mitgliedschaft mit dem Schluss des Geschaftsjahres, in dem die Auflésung oder das Erléschen wirksam
geworden ist. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Ge-
schéftsjahres durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt.

§ 9 Ausschluss

(1) Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss eines Geschéftsjahres ausgeschlossen
werden, wenn

a) es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des Ausschlusses den satzungsmafigen
oder sonstigen der Genossenschaft gegentiber bestehenden Verpflichtungen nicht nachkommt;

b) es unrichtige Jahresabschlisse oder Vermdgensubersichten einreicht oder sonst unrichtige
oder unvollstdndige Erklarungen Uber seine rechtlichen oder wirtschaftlichen Verhaltnisse ab-
gibt;

c) es durch Nichterfiillung seiner Verpflichtungen gegeniiber der Genossenschaft diese schadigt
oder geschadigt hat oder wegen der Nichterfiillung einer Verbindlichkeit gerichtliche MaRnah-
men notwendig sind;

d) es zahlungsunfahig geworden oder Uberschuldet oder iber sein Vermdgen ein Antrag auf
Eréffnung des Insolvenzverfahrens gestellt worden ist;

e) sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist;

f)  sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft nicht vereinbaren 1asst, insbesondere
wenn der Geschaftsbetrieb der Genossenschaft nicht oder nicht mehr genutzt wird.

(2) Fur den Ausschluss ist der Vorstand zustandig. Mitglieder des Vorstands oder des Aufsichtsrates
kénnen jedoch nur durch Beschluss der Vertreterversammlung ausgeschlossen werden.

(3) Vor der Beschlussfassung ist dem Auszuschlielienden Gelegenheit zu geben, sich zu dem beab-
sichtigten Ausschluss zu aufiern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf denen der Aus-
schluss beruhen soll, sowie der satzungsmaRige AusschlieRungsgrund mitzuteilen.

(4) Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, hat die Tatsachen, auf denen der Aus-
schluss beruht, sowie den satzungsmafligen AusschlieRungsgrund anzugeben.

(5) Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand unverziglich durch eingeschriebenen
Brief mitzuteilen. Von der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht mehr Vertreter bzw. Er-
satzvertreter und auch nicht Mitglied des Wahlausschusses sein, der gemaf der Wahlordnung (§ 26 e
Abs. 2) zu bilden ist; es kann auch nicht an der Wahl zur Vertreterversammlung teilnehmen und nicht
Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats sein.

(6) Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Vertreterversammlung den Ausschluss beschlossen
hat, innerhalb eines Monats seit der Absendung des Briefes Beschwerde beim Aufsichtsrat ein-
legen. Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist genossenschaftsintern endgiltig.

(7) Es bleibt dem Ausgeschlossenen unbenommen, gegen den Ausschluss den ordentlichen Rechts-
weg zu beschreiten. Der ordentliche Rechtsweg ist jedoch ausgeschlossen, wenn das Mitglied von der
Beschwerdemdglichkeit gemaf Absatz 6 keinen Gebrauch gemacht hat.
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§ 10 Auseinandersetzung

(1) Fur die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der Genossenschaft st
der festgestellte Jahresabschluss mafligebend; Verlustvortrage sind nach dem Verhaltnis der Ge-
schéftsanteile zu beriicksichtigen. Im Fall der Ubertragung des Geschéftsguthabens (§ 6) findet eine
Auseinandersetzung nicht statt.

(2) Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens;
fur die Auszahlung ist die Zustimmung von Vorstand und Aufsichtsrat erforderlich. Darlber hinaus hat
es keine Anspriche auf das Vermdgen der Genossenschaft. Die Genossenschaft ist berechtigt, bei der
Auseinandersetzung die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehenden falligen Forderungen ge-
gen das Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet das Auseinander-
setzungsguthaben des Mitglieds als Pfand fiir einen etwaigen Ausfall, insbesondere im Insolvenzver-
fahren des Mitglieds.

(3) Die Absatze 1 bis 2 gelten entsprechend fiir die Auseinandersetzung nach Kiindigung einzelner
Geschéaftsanteile.

§ 11 Rechte der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht, nach MalRgabe des Genossenschaftsgesetzes und der Satzung die Leis-
tungen der Genossenschaft in Anspruch zu nehmen und an der Gestaltung der Genossenschaft mitzu-
wirken. Es hat insbesondere das Recht,

a) an der Wahl zur Vertreterversammlung teilzunehmen und sich im Rahmen der Vorschriften
dieser Satzung um das Vertreteramt zu bewerben;

b) als Vertreter in der Vertreterversammlung Auskiinfte iber Angelegenheiten der Genossenschaft
zu verlangen (§ 34);

c) Antrage fur die Tagesordnung der Vertreterversammlung geman § 28 Abs. 4 einzureichen;

d) Antrédge auf Berufung einer auflerordentlichen Vertreterversammlung gemal § 28 Abs. 2
einzureichen;

e) Wahlvorschlage fir die Vertreterversammlung einzureichen; hierzu bedarf es der Unterschriften
von 150 Mitgliedern;

f)  nach MaBgabe der einschldgigen Bestimmungen und Beschlisse am Jahresgewinn teilzuneh-
men;

g) rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die Vertreterversammlung auf seine
Kosten eine Abschrift des Jahresabschlusses, des gesetzlichen Lageberichts und des Berichts
des Aufsichtsrats zu verlangen;

h) das zusammengefasste Ergebnis des Prifungsberichts einzusehen;

i) die Mitgliederliste einzusehen,;

j)  die Liste mit den Namen und Anschriften der gewahlten Vertreter einzusehen bzw. eine Ab-
schrift der Liste zur Verflgung gestellt zu bekommen.

§ 12 Pflichten der Mitglieder
Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft zu wahren. Es hat insbesondere

a) den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und den Beschlissen der
Vertreterversammlung nachzukommen;

b) die Einzahlungen auf den Geschaftsanteil oder auf weitere Geschaftsanteile gemal § 37 zu
leisten;

c) der Genossenschaft jede Anderung seiner Anschrift, bei Unternehmen Anderungen der Rechts-
form sowie der Inhaber- und Beteiligungsverhaltnisse unverziglich mitzuteilen.
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lll. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

§ 13 Organe der Genossenschaft
Organe der Genossenschaft sind:
A. DER VORSTAND

B. DER AUFSICHTSRAT
C. DIE VERTRETERVERSAMMLUNG

A. DER VORSTAND

§ 14 Leitung der Genossenschaft
(1) Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung.

(2) Der Vorstand fuhrt die Geschéfte der Genossenschaft gemaf den Vorschriften der Gesetze, insbe-
sondere des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung und der Geschaftsordnung fir den Vorstand.

(3) Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und auBergerichtlich nach Maligabe des § 15.

§ 15 Vertretung

(1) Die Genossenschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied gemein-
sam mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann einzelne oder alle Vorstandsmitglieder von
dem Verbot der Mehrvertretung des § 181 2. Alternative BGB befreien, ihnen also die Befugnis erteilen,
bei allen Rechtsgeschéften, welche die Genossenschaft mit oder gegeniber Dritten vornimmt, zugleich
als Vertreter Dritter zu handeln,

(2) Die Erteilung von Prokura, Handlungsvollmacht und sonstigen Vollmachten zur rechtsgeschaftlichen
Vertretung ist zulassig. Naheres regelt die Geschaftsordnung fir den Vorstand.
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§ 16 Aufgaben und Pflichten des Vorstands

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschéaftsfilhrung die Sorgfalt eines ordentlichen und
gewissenhaften Geschéaftsleiters einer Kreditgenossenschaft anzuwenden. Uber vertrauliche Angaben
und Geheimnisse, namentlich Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tatigkeit im
Vorstand bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren.

(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,

a) die Geschafte entsprechend genossenschaftlicher Zielsetzung zu flhren;

b) eine Geschaftsordnung im Einvernehmen mit dem Aufsichtsrat aufzustellen, die der einstimmi-
gen Beschlussfassung im Vorstand bedarf und von allen Vorstandsmitgliedern zu unterzeich-
nen ist;

c) die fir einen ordnungsgemalfien Geschéaftsbetrieb notwendigen personellen, sachlichen und
organisatorischen Maflinahmen rechtzeitig zu planen und durchzufiihren;

d) fir ein ordnungsgemafles Rechnungswesen zu sorgen, das einerseits der Rechnungslegung
und andererseits dem Controlling im Sinne von Planung und Steuerung dient;

e) die Bestimmungen des Statuts der Sicherungseinrichtung des BVR einschlieRlich der Verfah-
rensregeln sowie die Bestimmungen der Satzung der BVR Institutssicherung GmbH zu beach-
ten;

f)  Uber die Zustandigkeit fur die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs und fur die Beteiligung mit
weiteren Geschéftsanteilen sowie fir das Fihren der Mitgliederliste nach Maligabe des
Genossenschaftsgesetzes zu entscheiden;

g) ordnungsgemafle Inventuren vorzunehmen und ein Inventarverzeichnis zum Ende des
Geschaftsjahres aufzustellen;

h) innerhalb von drei Monaten nach Ende des Geschéftsjahres den Jahresabschluss und den
gesetzlichen Lagebericht aufzustellen, beides unverziiglich dem Aufsichtsrat und — ggf. nach
Prifung gemal § 340 k HGB — sodann mit dessen Bericht der Vertreterversammlung zur
Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen;

i)  im Prafungsbericht festgehaltene Mangel abzustellen und dem Prufungsverband dartber
zu berichten.

§ 17 Berichterstattung gegentiiber dem Aufsichtsrat

Der Vorstand hat den Aufsichtsrat mindestens vierteljahrlich, auf Verlangen oder bei wichtigem Anlass
unverzlglich Uber die geschéaftliche Entwicklung der Genossenschaft — insbesondere im Hinblick auf
etwaige Kreditrisiken —, die Einhaltung der genossenschaftlichen Grundsatze und die Unternehmens-
planung zu unterrichten.

§ 18 Zusammensetzung und Dienstverhaltnis
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.

(2) Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat bestellt und angestellt; er kann einen Vorsitzenden
oder Sprecher des Vorstands ernennen.

(3) Der Aufsichtsratsvorsitzende, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, unterzeichnet namens
der Genossenschaft die Dienstvertrdge mit den Vorstandsmitgliedern.

(4) Fir die Kiindigung des Dienstverhaltnisses eines Vorstandsmitglieds unter Einhaltung der vertragli-
chen oder gesetzlichen Frist sowie fiir den Abschluss von Aufhebungsvereinbarungen ist der Aufsichts-
rat, vertreten durch seinen Vorsitzenden bzw. bei dessen Verhinderung durch seinen Stellvertreter, zu-
sténdig. FUr die auRerordentliche Kindigung des Dienstverhaltnisses aus wichtigem Grund (fristlose
Kindigung) ist die Vertreterversammlung zusténdig. Die Beendigung des Dienstverhaltnisses hat die
Aufhebung der Organstellung zur Folge.

(5) Mitglieder des Vorstands scheiden mit Ende des Kalenderjahres aus dem Vorstand aus, indem sie
das gesetzliche Renteneintrittsalter erreichen.
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(6) Die Vertreterversammlung kann jederzeit ein Vorstandsmitglied seines Amtes entheben.

(7) Der Aufsichtsrat ist befugt, nach seinem Ermessen Mitglieder des Vorstands vorlaufig, bis zur Ent-
scheidung der unverziglich zu berufenden Vertreterversammlung, von ihren Geschaften zu entheben
und die erforderlichen MaRnahmen zur einstweiligen Fortfiihrung der Geschafte zu treffen.

§ 19 Willensbildung

(1) Die Entscheidungen des Vorstands bedurfen grundsatzlich der Beschlussfassung. Naheres regelt
die Geschéaftsordnung fir den Vorstand.

(2) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder mitwirkt. Er fasst seine
Beschlisse mit Mehrheit der giiltig abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
abgelehnt.

(3) Vorstandssitzungen kdnnen auch ohne kdrperliche Anwesenheit an einem Sitzungsort mittels elekt-
ronischer Kommunikation abgehalten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein Mitglied des Vorstands die-
sem Verfahren widerspricht. Unter denselben Voraussetzungen kann eine Vorstandssitzung sowohl
durch koérperliche Anwesenheit am Sitzungsort als auch ohne kérperliche Anwesenheit an diesem Ort
mittels elektronischer Kommunikation abgehalten werden (hybride Sitzung). Eine Beschlussfassung ist
ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation zulassig, wenn
kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren widerspricht.

(4) Beschlisse sind zu Beweiszwecken ordnungsgemaf zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlau-
fend zu nummerieren. Sie sind von den an der Beratung mitwirkenden Vorstandsmitgliedern zu unter-
zeichnen. Naheres regelt die Geschéaftsordnung fiir den Vorstand.

(5) Wird uber Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die Interessen eines Vorstandsmitglieds,
seines Ehegatten oder seines eingetragenen Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister oder
einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berlhren, darf das betreffende Vor-
standsmitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor
der Beschlussfassung zu héren.

§ 20 Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats

Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt, an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilzunehmen, wenn
nicht durch besonderen Beschluss des Aufsichtsrats die Teilnahme ausgeschlossen wird. In den Sit-
zungen des Aufsichtsrats hat der Vorstand die erforderlichen Auskilnfte Gber geschéftliche Angelegen-
heiten zu erteilen. Bei der Beschlussfassung des Aufsichtsrats haben die Mitglieder des Vorstands kein
Stimmrecht.

§ 21 Organkredite

Kredite an Vorstandsmitglieder bedirfen der vorherigen Zustimmung der Ubrigen Vorstandsmitglieder
und des Aufsichtsrats. Kredite an Vorstandsmitglieder, die um nicht mehr als 10% des nach Satz 1
beschlossenen Betrages erhoht werden, bediirfen jedoch nicht der Zustimmung der Gbrigen Vorstands-
mitglieder.
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B. DER AUFSICHTSRAT

§ 22 Aufgaben und Pflichten

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschéaftsfihrung des Vorstands zu Uberwachen und sich zu diesem
Zweck Uber die Angelegenheiten der Genossenschaft zu unterrichten; er hat auch dartiber zu wachen,
dass der Vorstand die Bestimmungen des Statuts der Sicherungseinrichtung des BVR einschlieflich
der Verfahrensregeln sowie die Bestimmungen der Satzung der BVR Institutssicherung GmbH beach-
tet. Der Aufsichtsrat muss den Vorstand auch im Hinblick auf die Einhaltung der einschlagigen bankauf-
sichtsrechtlichen Regelungen Uberwachen. Er kann jederzeit Berichterstattung vom Vorstand
verlangen und selbst oder durch einzelne von ihm zu bestimmende Mitglieder die Bucher und
Schriften der Genossenschaft sowie den Kassenbestand und die Bestdnde an Wertpapieren und
Handelspapieren einsehen und prifen. Auch ein einzelnes Mitglied des Aufsichtsrats kann
Auskinfte, jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen.

(2) Der Aufsichtsrat kann zur Erfullung seiner gesetzlichen und satzungsmafligen Pflichten aus seiner
Mitte Ausschisse bilden und sich der Hilfe von Sachverstandigen auf Kosten der Genossenschaft be-
dienen. Soweit der Aufsichtsrat Ausschisse bildet, bestimmt er, ob diese beratende oder entscheidende
Befugnis haben; aulterdem bestimmt er die Zahl der Ausschussmitglieder. Ein Ausschuss mit Entschei-
dungsbefugnis muss mindestens aus drei Personen bestehen. Ein Ausschuss ist beschlussfahig, wenn
mehr als die Halfte seiner Mitglieder — bei Beschlussfassung tiber Organkredite jedoch nicht weniger
als drei — anwesend sind. Fir die Beschlussfassung gilt erganzend § 25.

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den gesetzlichen Lagebericht und den Vorschlag des
Vorstands fur die Verwendung eines Jahresiberschusses oder fiur die Deckung eines Jahresfehlbetra-
ges zu prifen und der Vertreterversammlung vor Feststellung des Jahresabschlusses dartber Bericht
zu erstatten. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat den Inhalt des Prifungsberichts zur Kenntnis zu neh-
men.

(4) Der Aufsichtsrat hat an der Besprechung des voraussichtlichen Ergebnisses der gesetzlichen Pri-
fung (Schlussbesprechung) teilzunehmen und sich in der nachsten Vertreterversammlung tber das Er-
gebnis dieser Prufung zu erklaren.

(5) Einzelheiten Uber die Erflllung der dem Aufsichtsrat obliegenden Pflichten regelt die Geschéaftsord-
nung des Aufsichtsrats. Sie ist vom Aufsichtsrat nach Anhdérung des Vorstands aufzustellen und jedem
Mitglied des Aufsichtsrats gegen Empfangsbescheinigung auszuhandigen.

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben bei ihrer Tatigkeit die Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Aufsichtsratsmitglieds einer Kreditgenossenschaft anzuwenden. Sie haben alle vertraulichen
Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft sowie der Mitglieder und Kunden, die ihnen durch die
Tatigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren.

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats dirfen keine nach dem Geschaftsergebnis bemessene Vergitung
(Tantiemen) beziehen. Auslagen kénnen ersetzt werden. Eine Pauschalerstattung dieser Auslagen be-
schlieRen Vorstand und Aufsichtsrat gemafR § 23 Abs. 1 Buchst. j). Daruberhinausgehende Vergutun-
gen bedirfen der Beschlussfassung der Vertreterversammlung.

(8) Der Aufsichtsrat vertritt die Genossenschaft gegenliber den Vorstandsmitgliedern gerichtlich und
auldergerichtlich.

(9) Beschlisse des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Fall dessen Verhinderung durch
seinen Stellvertreter, vollzogen.
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§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat

(1) Uber folgende Angelegenheiten beraten Vorstand und Aufsichtsrat gemeinsam und beschlieRen in
getrennter Abstimmung:

a) den Erwerb, die Bebauung, die Belastung und die VerauRerung von Grundstiicken und
grundstiicksgleichen Rechten ab einer Héhe von 1.000.000 €; ausgenommen sind der Erwerb
von Grundsticken und grundsticksgleichen Rechten zur Rettung eigener Forderungen sowie
deren Veraulerung;

b) die Aufnahme, Ausgliederung oder Aufgabe von Geschaften im Sinne von § 2 Abs. 2,
so weit nicht die Vertreterversammlung nach § 30 Buchst. m zustandig ist;

c) die Ubernahme und die Aufgabe von Beteiligungen ab einer Héhe von 1.000.000 €

d) die Abgabe von rechtserheblichen Erklarungen von besonderer Bedeutung, insbesondere
den Abschluss von Dienst-, Miet- und anderen Vertragen, durch welche wiederkehrende
Verpflichtungen in erheblichem Umfang fir die Genossenschaft begriindet werden, Uber die
Anschaffung und Veraulerung von beweglichen Sachen im Wert von mehr als
250.000 € sowie uber erforderliche Erklarungen im Zusammenhang mit dem Statut der
Sicherungseinrichtung des BVR sowie der Satzung der BVR Institutssicherung GmbH;

e) den Beitritt zu Verbanden,;

f)  die Form der Versammlung und die Form der Erdrterungsphase im Fall einer Versammlung im
gestreckten Verfahren (§ 36a Abs. 3), die Festlegung von Termin und Ort der Vertreterversamm-
lung, die Méglichkeit der Mitwirkung an der Beschlussfassung einer nur als Prdsenzversamm-
lung durchgefiihrten Vertreterversammlung (§ 36b) und die Bild- und Tonibertragung der Ver-
treterversammlung (§ 36¢ Abs. 2);

g) die Verwendung der Ergebnisriicklagen gemaf § 39;

h) die Errichtung und SchlieRung von Zweigniederlassungen und Zweigstellen;

i) die Erteilung von Prokura;

j)  die Festsetzung von Pauschalerstattungen der Auslagen an Mitglieder des Aufsichtsrats gemaf
§ 22 Abs. 7;

k) die Hereinnahme von Genussrechtskapital, die Begrindung nachrangiger Verbindlichkeiten
und stiller Beteiligungen.

(2) Gemeinsame Sitzungen werden von dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder dessen Stellvertreter
einberufen. Fir die Einberufung gilt § 25 Abs. 4 Satz 2 entsprechend. Die Bestimmungen des § 19 Abs.
3 und § 25 Abs. 3 sind entsprechend anwendbar, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats und kein Mitglied
des Vorstands diesem Verfahren widerspricht.

(3) Den Vorsitz in den gemeinsamen Sitzungen fiihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder dessen
Stellvertreter.

(4) Vorstand und Aufsichtsrat sind beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der Mitglieder des Vor-
stands und mehr als die Halfte der Mitglieder des Aufsichtsrats mitwirken.

(5) Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Mehrheit sowohl im Vorstand als auch im Aufsichtsrat
findet.

(6) Beschliisse sind zu Beweiszwecken in ein gemeinsames Protokoll aufzunehmen; das Ergebnis der

getrennten Abstimmung ist hierbei festzuhalten; erganzend gilt § 19 Abs. 4 und § 25 Abs. 5 entspre-
chend.

10
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§ 24 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die von der Vertreterversammlung gewahlt
werden. Die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder soll durch drei teilbar sein. Gehdéren der Genossenschaft
eingetragene Genossenschaften als Mitglieder an, kbnnen deren Mitglieder, soweit sie natiirliche Per-
sonen sind, in den Aufsichtsrat der Genossenschaft berufen werden; gehéren der Genossenschaft an-
dere juristische Personen oder Personengesellschaften an, gilt dies fur deren zur Vertretung befugte
Personen.

(2) Vorschlage fur die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats missen spatestens eine Woche vor dem
Tag der Vertreterversammlung in Textform bei der Genossenschaft eingehen. Bei der Wahl der Mitglie-
der des Aufsichtsrats muss jeder Wahlberechtigte die Moglichkeit haben, Uber jeden einzelnen Kandi-
daten abzustimmen. Fir die Wahl gilt im Ubrigen § 33.

(3) Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds beginnt mit dem Schluss der Vertreterversammlung, die die
Wahl vorgenommen hat, und endet am Schluss der Vertreterversammlung, die fiir das dritte Geschafts-
jahr nach der Wahl stattfindet; hierbei wird das Geschéftsjahr, in welchem das Aufsichtsratsmitglied
gewahlt wird, mitgerechnet. Jahrlich scheidet ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder aus. Fir das Aus-
scheiden ist die Amtsdauer maRgebend; bei gleicher Amtsdauer entscheidet das Los. Ist die Zahl der
Aufsichtsratsmitglieder nicht durch drei teilbar, so scheidet zunachst der kleinere Teil aus. Wiederwahl
ist zulassig.

(4) Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds endet sofort, wenn es darauf beruht, dass das Aufsichtsrats-
mitglied Mitglied einer eingetragenen Genossenschaft ist, und diese Mitgliedschaft beendet ist. Entspre-
chendes gilt fiir zur Vertretung anderer juristischer Personen oder Personengesellschaften befugte Per-
sonen, wenn deren Vertretungsbefugnis endet. Besteht Streit (iber die Beendigung der Mitgliedschaft
bzw. Vertretungsbefugnis, entscheidet die Erklarung in Textform der Genossenschaft bzw. anderen ju-
ristischen Person oder Personengesellschaft, dass die Mitgliedschaft bzw. Vertretungsbefugnis beendet
ist.

(5) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht der Aufsichtsrat bis zur nachsten or-
dentlichen Vertreterversammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen werden, nur aus den verblei-
benden Mitgliedern. Frihere Ersatzwahlen durch eine auf3erordentliche Vertreterversammlung sind nur
dann erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfol-
gen fir den Rest der Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.

(6) Personen, die das 67. Lebensjahr vollendet haben, kénnen nicht in den Aufsichtsrat gewahlt werden.
(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats dirfen nicht zugleich Vorstandsmitglieder, dauernde Stellvertreter
der Vorstandsmitglieder, Prokuristen oder zum Betrieb des gesamten Geschéafts ermachtigte Hand-

lungsbevollméachtigte sein.

(8) Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder kénnen erst in den Aufsichtsrat gewahlt werden, wenn
sie fur ihre gesamte Vorstandstatigkeit entlastet worden sind.

11
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§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung

(1) Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie einen Stellvertreter. Sitzungen des
Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden, im Verhinderungsfall durch dessen Stellvertreter, ein-
berufen. Solange ein Vorsitzender und ein Stellvertreter nicht gewahlt oder verhindert sind, werden die
Aufsichtsratssitzungen durch das an Lebensjahren alteste Aufsichtsratsmitglied einberufen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussféhig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder mitwirkt. Er fasst seine
Beschlisse mit Mehrheit der gultig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungultige Stimmen
werden nicht mitgerechnet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet
in diesem Fall das Los; § 33 gilt sinngemalR.

(3) Aufsichtsratssitzungen kénnen auch ohne korperliche Anwesenheit an einem Sitzungsort mittels
elektronischer Kommunikation abgehalten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein Mitglied des Aufsichts-
rats diesem Verfahren widerspricht. Unter denselben Voraussetzungen kann eine Aufsichtsratssitzung
sowohl durch kérperliche Anwesenheit am Sitzungsort als auch ohne korperliche Anwesenheit an die-
sem Ort mittels elektronischer Kommunikation abgehalten werden (hybride Sitzung). Eine Beschluss-
fassung ist ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation zu-
lassig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung
veranlasst und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.

(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats sollen mindestens vierteljahrlich stattfinden. AuBerdem hat der Vor-
sitzende eine Sitzung unter Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen, sooft dies im Interesse der Ge-
nossenschaft nétig erscheint oder wenn es der Vorstand oder mindestens die Halfte der Aufsichtsrats-
mitglieder in Textform unter Angabe des Zwecks und der Griinde verlangt. Wird diesem Verlangen nicht
entsprochen, so kdnnen die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat ein-
berufen.

(5) Beschlisse sind zu Beweiszwecken ordnungsgemaf zu protokollieren. Die Protokolle sind fortlau-
fend zu nummerieren. Sie sind von mindestens zwei Sitzungsteilnehmern, darunter der Sitzungsleiter,
zu unterzeichnen und mit den sonstigen Unterlagen bei der Genossenschaft aufzubewahren.

(6) Wird Uber Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die Interessen eines Aufsichtsratsmit-
glieds, seines Ehegatten oder seines eingetragenen Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister
oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person berlhren, darf das betreffende
Aufsichtsratsmitglied an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Aufsichtsratsmitglied ist
jedoch vor der Beschlussfassung zu horen.

(7) Erganzend gilt die Geschaftsordnung des Aufsichtsrats.
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C. DIE VERTRETERVERSAMMLUNG

§ 26 Ausiibung der Mitgliedsrechte

Die Rechte der Mitglieder in den Angelegenheiten der Genossenschaft werden von Vertretern der Mit-
glieder in der Vertreterversammlung ausgeubt, solange die Mitgliederzahl 3750 Ubersteigt.

§ 26 a Zusammensetzung und Stimmrecht

(1) Die Vertreterversammlung besteht aus den gewahlten Vertretern.

(2) Jeder Vertreter hat eine Stimme. Er kann nicht durch Bevollmachtigte vertreten werden.

(3) Die Vertreter sind an Weisungen ihrer Wahler nicht gebunden.

(4) Niemand kann sein Stimmrecht austiben, wenn dariiber Beschluss gefasst wird, ob er zu entlasten
oder von einer Verbindlichkeit zu befreien ist, oder ob die Genossenschaft gegen ihn einen Anspruch
geltend machen soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hdren.

(5) Die Mitglieder des Vorstands und Aufsichtsrats nehmen an der Vertreterversammlung ohne Stimm-
recht teil. Sie kdnnen jedoch jederzeit das Wort ergreifen und Antrage stellen.

§ 26 b Wahlbarkeit

(1) Vertreter kdnnen nur natlrliche, unbeschrankt geschaftsfahige Personen sein, die Mitglied der Ge-
nossenschaft sind und nicht dem Vorstand oder Aufsichtsrat angehéren. Ist ein Mitglied der Genossen-
schaft eine juristische Person oder eine Personengesellschaft, kdnnen natirliche Personen, die zu de-

ren gesetzlicher Vertretung befugt sind, als Vertreter gewahlt werden.

(2) Ein Mitglied kann nicht als Vertreter gewahlt werden, wenn es aus der Genossenschaft ausgeschlos-
sen worden ist (§ 9 Abs. 5).

§ 26 ¢ Wahlturnus und Zahl der Vertreter

(1) Die Wahl zur Vertreterversammlung findet alle vier Jahre statt. Fir je angefangene 75 Mitglieder ist
nach Maligabe der gemal § 26 e Abs. 2 aufzustellenden Wahlordnung ein Vertreter zu wahlen. Mal}-
geblich ist der Mitgliederstand am letzten Tag des der Wahl vorhergegangenen Geschéftsjahres. Zu-
satzlich sind — unter Festlegung der Reihenfolge ihres Nachriickens — mindestens flnf Ersatzvertreter
zu wahlen.

(2) Eine vorzeitige Neuwahl zur Vertreterversammlung findet statt, wenn die Zahl der Vertreter unter
Berucksichtigung nachgerickter Ersatzvertreter unter die gesetzliche Mindestzahl von 50 absinkt.

§ 26 d Aktives Wahlrecht

(1) Wahlberechtigt ist jedes bei der Bekanntmachung der Wahl in die Mitgliederliste eingetragene Mit-
glied. Ausgeschlossene Mitglieder haben kein Wahlrecht (§ 9 Abs. 5).

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme.
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(3) Geschaftsunfahige, beschrankt geschaftsfahige Personen sowie juristische Personen tben ihr Wahl-
recht durch den gesetzlichen Vertreter, Personengesellschaften durch ihre zur Vertretung ermachtigten
Gesellschafter aus.

(4) Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung ermachtigte Gesellschafter kénnen sich
durch Bevollmachtigte vertreten lassen. Mehrere Erben eines verstorbenen Mitglieds (§ 7) kdnnen das
Wahlrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevollmachtigten ausiben. Ein Bevollmachtigter kann
nicht mehr als zwei Mitglieder vertreten. Bevollmachtigte konnen nur Mitglieder der Genossenschaft,
Ehegatten oder eingetragene Lebenspartner, Eltern, Kinder oder Geschwister des Mitglieds sein oder
mussen zum Vollmachtgeber in einem Gesellschafts- oder Anstellungsverhaltnis stehen. Personen, an
die die Mitteilung Uber den Ausschluss abgesandt ist (§ 9 Abs. 5), sowie Personen, die sich geschéafts-
mafig zur Austbung des Stimmrechts erbieten, kdnnen nicht bevolimachtigt werden.

(5) Wahlberechtigte gesetzliche bzw. ermachtigte Vertreter oder Bevollméachtigte missen ihre Vertre-
tungsbefugnis auf Verlangen des Wahlausschusses in geeigneter Form nachweisen.

§ 26 e Wahlverfahren

(1) Die Vertreter sowie die Ersatzvertreter werden in allgemeiner, unmittelbarer, gleicher und geheimer
Wahl gewahilt.

(2) Naheres Uber das Wahlverfahren einschlieRlich der Feststellung des Wahlergebnisses regelt die
Wahlordnung, die vom Vorstand und Aufsichtsrat aufgrund tbereinstimmender Beschliisse erlassen
wird. Die Wahlordnung bedarf der Zustimmung der Vertreterversammlung.

(3) Fallt ein Vertreter vor Ablauf der Amtszeit weg, so tritt ein Ersatzvertreter an seine Stelle; dessen
Amtszeit erlischt spatestens mit Ablauf der Amtszeit des Vertreters.

(4) Eine Liste mit den Namen sowie den Anschriften, Telefonnummern oder E-Mail-Adressen der ge-
wahlten Vertreter und der gewahlten Ersatzvertreter ist zur Einsichtnahme fur die Mitglieder mindestens
zwei Wochen lang in den Geschaftsrdumen der Genossenschaft und ihren Niederlassungen auszule-
gen oder bis zum Ende der Amtszeit der Vertreter im nichtdffentlichen Mitgliederbereich auf der Inter-
netseite der Genossenschaft zuganglich zu machen. Dies ist in der durch § 46 bestimmten Form be-
kannt zu machen. Die Frist fir die Auslegung oder Zuganglichmachung beginnt mit der Bekanntma-
chung. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jedes Mitglied jederzeit eine Abschrift der
Liste der Vertreter und Ersatzvertreter verlangen kann.

§ 26 f Amtsdauer, Beginn und Ende des Vertreteramtes
(1) Die Vertreter werden nach Malkgabe von Absatz 2 auf vier Jahre gewahlt. Wiederwahl ist zulassig.

(2) Das Amt des Vertreters beginnt mit Annahme der Wahl, frihestens jedoch mit dem Zeitpunkt, in
welchem mindestens 50 Vertreter die Wahl angenommen haben. Eine Pflicht zur Annahme der Wahl
als Vertreter besteht nicht. Der Gewahlte hat sich jedoch unverziiglich tber die Annahme der Wahl zu
erklaren. Lehnt er innerhalb einer ihm bei Mitteilung seiner Wahl zu setzenden Frist von zwei Wochen
die Wahl nicht ab, so gilt diese als von ihm angenommen.

(3) Das Amt des Vertreters endet, wenn nach einer durchgefihrten Neuwahl mindestens 50 Vertreter
die Wahl angenommen haben, spatestens jedoch mit Ablauf der Vertreterversammlung, die Uber die
Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat fiir das vierte Geschaftsjahr beschlie3t, wobei das Geschafts-
jahr, in dem die Vertreter gewahlt wurden, nicht mitgerechnet wird. Es endet jedoch vorzeitig, wenn der
Vertreter aus der Genossenschaft ausscheidet oder ausgeschlossen wird, die Wahl in den Vorstand
oder Aufsichtsrat annimmt, sein Amt niederlegt, stirbt, geschaftsunfahig oder in der Geschaftsfahigkeit
beschrankt wird.
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(4) Das Vertreteramt endet vorzeitig, wenn es darauf beruht, dass der Vertreter zur gesetzlichen Ver-
tretung einer juristischen Person oder Personengesellschaft befugt ist, und diese Vertretungsbefugnis
erloschen ist. Besteht Streit Uber das Erldschen der Vertretungsbefugnis, entscheidet die Erklarung in
Textform der juristischen Person bzw. Personengesellschaft, dass die Vertretungsbefugnis erloschen
ist.

(5) Zum Nachweis der Vertretungsbefugnis erhalt jeder Vertreter nach Annahme der Wahl einen Aus-
weis, dessen Giiltigkeit mit der Beendigung seines Amtes erlischt.

§ 27 Frist und Tagungsort

(1) Die ordentliche Vertreterversammlung hat innerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf des Ge-
schaftsjahres stattzufinden.

(2) Aulerordentliche Vertreterversammlungen kénnen nach Bedarf einberufen werden.

(3) Die Vertreterversammlung findet am Sitz der Genossenschaft statt, sofern nicht Vorstand und Auf-
sichtsrat gemaf § 23 Abs. 1 Buchst. f einen anderen Tagungsort und/oder eine andere Form der Ver-
sammlung (§ 36a) festlegen.

§ 28 Einberufung und Tagesordnung

(1) Die Vertreterversammlung wird durch den Vorstand einberufen. Der Aufsichtsrat ist zur Einberufung
verpflichtet, wenn hierfiir ein gesetzlicher oder satzungsmagiger Grund vorliegt oder wenn dies im Inte-
resse der Genossenschaft erforderlich ist, namentlich auf Verlangen des Priifungsverbandes.

(2) Die Vertreter oder die Mitglieder der Genossenschaft konnen in Textform unter Anflihrung des
Zwecks und der Griinde die Einberufung einer aufterordentlichen Vertreterversammlung verlangen.
Hierzu bedarf es mindestens des zehnten Teils der Vertreter bzw. der Genossenschaftsmitglieder,
héchstens jedoch 500 Mitglieder. Mitglieder, auf deren Verlangen eine Vertreterversammlung einberu-
fen wird, kénnen an dieser Versammlung teilnehmen; das Rede- und Antragsrecht wird von einem von
den teilnehmenden Mitgliedern zu bestimmenden Mitglied ausgelbt.

(3) Die Vertreterversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung samtlicher Vertreter in Text-
form einberufen unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen, die zwischen dem Tag des
Zugangs (Absatz 7) bzw. der Veroffentlichung der Einberufung und dem Tag der Vertreterversammiung
liegen muss. Bei der Einberufung ist die Tagesordnung, die Form der Versammlung, im Fall des § 36a
Abs. 3 zusatzlich die Form der Erorterungsphase und im Fall der § 36a Abs. 1 bis 3 die erforderlichen
Angaben der Nutzung der schriftlichen oder elektronischen Kommunikation bekannt zu machen. § 36¢
Absatz 2 bleibt unberthrt. Die Tagesordnung ist allen Mitgliedern durch Verdffentlichung in der durch §
46 bestimmten Form oder im Internet unter der Adresse der Genossenschaft oder durch unmittelbare
Benachrichtigung bekannt zu machen.

(4) Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die Vertreterversammlung einberuft. Die
Vertreter oder die Mitglieder der Genossenschaft kdnnen in Textform unter Anfuhrung des Zwecks und
der Griinde verlangen, dass Gegenstande zur Beschlussfassung in der Vertreterversammlung ange-
kiindigt werden; hierzu bedarf es mindestens des zehnten Teils der Vertreter bzw. der Genossen-
schaftsmitglieder, héchstens jedoch 500 Mitglieder. Mitglieder, auf deren Verlangen Gegenstande zur
Beschlussfassung angekiindigt werden, kénnen an dieser Versammlung teilnehmen; das Rede- und
Antragsrecht hinsichtlich dieser Gegenstande wird von einem von den teilnehmenden Mitgliedern zu
bestimmenden Mitglied ausgelbt.
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(5) Uber Gegenstande, deren Verhandlung nicht so rechtzeitig angekiindigt ist, dass mindestens eine
Woche zwischen dem Zugang der Ankindigung (Absatz 7) und dem Tag der Vertreterversammlung
liegt, kdnnen BeschlUsse nicht gefasst werden; hiervon sind jedoch Beschlisse Uber den Ablauf der
Versammlung sowie Uber Antrage auf Berufung einer aul3erordentlichen Vertreterversammlung ausge-
nommen.

(6) Zu Antragen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner Ankiindigung.

(7) In den Fallen der Absatze 3 und 5 gelten die Mitteilungen als zugegangen, wenn sie vier Werktage
vor Beginn der Frist zur Post gegeben worden sind.

§ 29 Versammlungsleitung

Den Vorsitz in der Vertreterversammlung fihrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter
(Versammlungsleiter). Durch Beschluss der Vertreterversammlung kann der Vorsitz einem Mitglied des
Vorstands, des Aufsichtsrats, einem anderen Mitglied der Genossenschaft oder einem Vertreter des
Prifungsverbandes Ubertragen werden. Der Versammlungsleiter ernennt einen SchriftfGhrer und erfor-
derlichenfalls Stimmzahler.

§ 30 Gegenstande der Beschlussfassung

Die Vertreterversammlung beschliel3t Uber die im Genossenschaftsgesetz und in dieser Satzung be-
zeichneten Angelegenheiten, insbesondere Uber

a) Anderung der Satzung;

b) Umfang der Bekanntgabe des Prufungsberichts des Prufungsverbandes;

c) Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahresiberschusses oder Deckung
des Jahresfehlbetrages;

d) Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats;

e) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats sowie Festsetzung einer Vergiitung im Sinne von
§ 22 Abs. 7;

f)  Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie auler-
ordentliche Kiindigung der Dienstvertrage der Vorstandsmitglieder;

g) Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;

h) Wahl eines Bevollmachtigten zur Fihrung von Prozessen gegen Aufsichtsratsmitglieder wegen
ihrer Organstellung;

i) Fuhrung von Prozessen gegen im Amt befindliche und ausgeschiedene Vorstands- und
Aufsichtsratsmitglieder wegen ihrer Organstellung;

j)  Festsetzung der Beschrankungen bei Kreditgewahrung gemal § 49 des Genossenschafts-
gesetzes;

k) Austritt aus genossenschaftlichen Verbanden;

)  Verschmelzung, Spaltung oder Formwechsel der Genossenschaft nach den Vorschriften des
Umwandlungsgesetzes;

m) Aufnahme, Ubertragung oder Aufgabe eines wesentlichen Geschaftsbereichs;

) Auflésung der Genossenschaft;

0) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Aufldsung;

) Zustimmung zur Wahlordnung und Wahlen zum Wahlausschuss.
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§ 31 Mehrheitserfordernisse

(1) Die Beschlisse der Vertreterversammlung bedirfen der einfachen Mehrheit der gliltig abgegebenen
Stimmen, soweit nicht das Gesetz oder diese Satzung eine groRere Mehrheit vorschreibt.

(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln der glltig abgegebenen Stimmen ist insbesondere in folgenden Fal-
len erforderlich:

a) Anderung der Satzung;

b) Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Vorstands mit Ausnahme der in § 40 des
Genossenschaftsgesetzes geregelten Falle sowie von Mitgliedern des Aufsichtsrats;

c) Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;

d) Austritt aus genossenschaftlichen Verbanden;

e) Verschmelzung und Spaltung der Genossenschaft nach den Vorschriften des Umwandlungs-
gesetzes;

f)  Auflésung der Genossenschaft;

g) Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Aufldsung;

h) Aufhebung der Einschrdnkung des Anspruchs auf Auszahlung des Auseinandersetzungs-
guthabens.

(3) Ein Beschluss tiber die Anderung der Rechtsform bedarf der Mehrheit von neun Zehnteln der gliltig
abgegebenen Stimmen. Bei der Beschlussfassung lber die Auflésung sowie die Anderung der Rechts-
form missen Uber die gesetzlichen Vorschriften hinaus zwei Drittel aller Vertreter in einer nur zu diesem
Zweck einberufenen Versammlung anwesend sein. Wenn diese Mitgliederzahl in der Versammlung, die
Uber die Aufldsung oder (iber die Anderung der Rechtsform beschlieft, nicht erreicht ist, kann jede
weitere Versammlung ohne Ricksicht auf die Zahl der erschienenen Vertreter innerhalb desselben Ge-
schéftsjahres (iber die Auflésung oder Anderung der Rechtsform beschlieRen.

(4) Vor Beschlussfassung uber die Verschmelzung, Spaltung oder Formwechsel nach den Vorschriften
des Umwandlungsgesetzes, Aufldsung oder Fortsetzung der aufgeldsten Genossenschaft ist der Pri-
fungsverband zu hoéren. Ein Gutachten des Prifungsverbandes ist vom Vorstand rechtzeitig zu bean-
tragen und in der Vertreterversammlung zu verlesen.

(5) Die Absatze 3 und 5 kénnen nur unter den in Absatz 3 genannten Voraussetzungen geandert wer-
den.

§ 32 Entlastung

(1) Ein Vertreter kann das Stimmrecht nicht austiben, wenn dariiber Beschluss gefasst wird, ob er zu
entlasten ist.

(2) Uber die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat ist getrennt abzustimmen.

§ 33 Abstimmungen und Wahlen

(1) Abstimmungen und Wahlen missen geheim erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat oder
mindestens der vierte Teil der bei der Beschlussfassung hiertiber gtiltig abgegebenen Stimmen es ver-
langt.

(2) Bei der Feststellung des Stimmenverhaltnisses werden nur die gultig abgegebenen Stimmen ge-
zahlt; Stimmenthaltungen und unglltige Stimmen werden nicht bertcksichtigt. Bei Stimmengleichheit
gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesen Fallen das Los. Fur jeden zu wahlenden
Kandidaten kann jeweils nur eine Stimme abgegeben werden.
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(3) Wird eine Wahl geheim durchgefihrt, so hat jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie Mandate
zu vergeben sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel die vorgeschlagenen Kandida-
ten, denen er seine Stimme geben will. Gewahlt sind die Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten.

(4) Wird eine Wahl offen durchgefihrt, so ist fiir jedes zu vergebende Mandat ein besonderer Wahlgang
erforderlich. Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhalten hat. Erhalt
kein Kandidat im ersten Wahlgang die erforderliche Mehrheit, so wird eine Stichwahl zwischen jeweils
den beiden Kandidaten durchgefiihrt, die die meisten Stimmen erhalten haben. In diesem Fall ist der
Kandidat gewabhlt, der die meisten Stimmen erhalt. Sind nicht mehr Kandidaten vorgeschlagen, als Man-
date neu zu besetzen sind, so kann gemeinsam (en bloc) abgestimmt werden, sofern dem nicht wider-
sprochen wird.

(5) Der Gewahlte hat spatestens unverziglich nach der Wahl der Genossenschaft gegenuber zu erkla-
ren, ob er die Wahl annimmt.

§ 34 Auskunftsrecht

(1) Jedem Vertreter ist auf Verlangen in der Vertreterversammlung Auskunft Gber Angelegenheiten der
Genossenschaft zu geben, soweit es zur sachgemalien Beurteilung des Gegenstands der Tagesord-
nung erforderlich ist. Die Auskunft erteilt der Vorstand oder der Aufsichtsrat.

(2) Die Auskunft darf verweigert werden, soweit

a) die Erteilung der Auskunft nach verninftiger kaufmannischer Beurteilung geeignet ist, der
Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufiigen;

b) die Fragen steuerliche Wertansatze oder die Hohe einzelner Steuern betreffen;

c) die Erteilung der Auskunft strafbar ware oder eine gesetzliche, satzungsmallige oder
vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt wiirde;

d) das Auskunftsverlangen die persdnlichen oder geschéaftlichen Verhaltnisse eines Dritten
betrifft;

e) es sich um arbeitsvertragliche Vereinbarungen mit Vorstandsmitgliedern oder Mitarbeitern
der Genossenschaft handelt;

f)  die Verlesung von Schriftstliicken zu einer unzumutbaren Verlangerung der Vertreterversamm-
lung fUhren wiirde.

§ 35 Versammlungsniederschrift
(1) Beschlusse der Vertreterversammlung sind zu Beweiszwecken ordnungsgemaf zu protokollieren.

(2) Die Niederschrift soll spatestens innerhalb von zwei Wochen nach dem Schluss der Vertreterver-
sammlung erfolgen. Dabei sollen Ort und Tag oder Zeitraum der Versammlung, Form der Versammlung
und im Fall der Versammlung im gestreckten Verfahren (§ 36a Abs. 3) zusatzlich die Form der Erérte-
rungsphase, Name des Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen und die Fest-
stellungen des Versammlungsleiters iber die Beschlussfassung angegeben werden. Bei Versammlun-
gen nach § 36a Abs. 1 oder im Fall einer virtuellen Erorterungsphase im Rahmen einer Versammlung
im gestreckten Verfahren nach § 36a Abs. 3 ist als Ort der Versammlung der Sitz der Genossenschaft
anzugeben. Die Niederschrift muss von dem Versammlungsleiter, dem Schriftfihrer und mindestens
einem anwesenden Vorstandsmitglied unterschrieben werden; ihr sind die Belege Uber die Einberufung
als Anlagen beizuflgen.

(3) Der Niederschrift ist in den Fallen des § 47 Abs. 3 des Genossenschaftsgesetzes ein Verzeichnis
der erschienenen Vertreter beizufligen.

(4) Die Niederschrift ist mit den dazugehérenden Anlagen aufzubewahren. Die Einsichtnahme ist jedem
Mitglied der Genossenschaft zu gestatten.

(5) Zusatzlich ist der Niederschrift im Fall des § 36a der Satzung ein Verzeichnis Uber die an der Be-
schlussfassung mitwirkenden Vertreter beizufigen und darin die Art der Stimmabgabe zu vermerken.
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§ 36 Teilnahme der Verbande

Vertreter des Priifungsverbandes und der genossenschaftlichen Spitzenverbande sind berechtigt, an
jeder Vertreterversammlung teilzunehmen und sich jederzeit zu duf3ern.

§ 36a Virtuelle Versammlung, hybride Versammlung und Versammlung im
gestreckten Verfahren

(1) Die Vertreterversammlung kann ohne physische Présenz der Vertreter an einem Ort abgehalten
werden (virtuelle Versammlung). In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass der gesamte Versamm-
lungsverlauf allen teilnehmenden Vertretern schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation
mitgeteilt wird und alle teilnehmenden Vertreter ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte
schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation austiben kénnen. Bei der Einberufung sind
insbesondere Informationen Uber evtl. Zugangsdaten sowie dariber hinaus, auf welche Weise das
Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrecht ausgetlibt werden kann, mitzuteilen.

(2) Die Teilnahme an der Vertreterversammlung kann auch wahlweise am Ort der Versammlung phy-
sisch oder ohne physische Anwesenheit an diesem Ort erfolgen (hybride Versammlung). In diesem Fall
muss sichergestellt sein, dass der gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden Vertretern im
Wege der elektronischen Kommunikation mitgeteilt wird, die Vertreter, die ohne physische Anwesenheit
am Ort der Versammlung teilnehmen, ihre Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte im Wege der
elektronischen Kommunikation ausiiben kénnen und der Vorstand und der Aufsichtsrat durch physisch
am Ort der Versammlung anwesende Mitglieder vertreten sind. Abs. 1 S. 3 gilt entsprechend.

(3) Die Teilnahme an der Vertreterversammlung kann auch dergestalt erfolgen, dass die Versammlung
aufgespalten wird in eine Erorterungsphase, die abgehalten wird als virtuelle Versammlung oder als
hybride Versammlung und in eine zeitlich nachgelagerte Abstimmungsphase (Versammlung im ge-
streckten Verfahren). In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass wahrend einer als virtuelle Versamm-
lung stattfindenden Erérterungsphase Abs. 1 S. 2 mit Ausnahme der Anforderungen an die Ausiibung
von Stimmrechten erfilllt ist und wahrend einer als hybride Versammlung stattfindenden Erérterungs-
phase Abs. 2 S. 2 mit Ausnahme der Anforderungen an die Ausibung von Stimmrechten erfullt ist.
AuRerdem muss sichergestellt sein, dass wahrend der Abstimmungsphase alle Vertreter ihre Stimm-
rechte schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommunikation ausiben kénnen. Abs. 1 S. 3 gilt
entsprechend; mitzuteilen ist ferner, wie und bis wann die schriftliche oder im Wege der elektronischen
Kommunikation abzugebende Stimmabgabe zu erfolgen hat.

§ 36b Schriftliche oder elektronische Mitwirkung an der Beschlussfassung ei-
ner nur als Prasenzveranstaltung durchgefiihrten Vertreterversammliung

Ist gestattet worden, an der Beschlussfassung einer nur als Prasenzveranstaltung durchgefiihrten Ver-
treterversammlung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation mitzuwirken, ist zusammen
mit der Einberufung mitzuteilen, wie und bis wann die schriftliche oder elektronische Stimmabgabe zu
erfolgen hat.

§ 36¢c Teilnahme von Aufsichtsratsmitgliedern an einer Prasenzversammlung in
Bild und Ton und Ubertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton

(1) Ein Aufsichtsratsmitglied kann an einer Prasenzversammlung im Wege der Bild- und Tonubertra-
gung teilnehmen, wenn

a) der Aufsichtsrat diese Teilnahmemaglichkeit zulasst,

b) dies mindestens 1 Woche vor der Vertreterversammlung beim Vorstand in Textform beantragt
wurde und

c) das Aufsichtsratsmitglied glaubhaft versichert, dass es zur An- und Abreise mehr als
6 Stunden bendtigen wirde.

19



Satzung der VR-Bank Landau-Mengkofen eG Seite 20
23.06.2026

(2) Die Ubertragung der Vertreterversammlung in Bild und Ton ist zul&ssig. Die Entscheidung dariiber,
ob und auf welche Weise die Vertreterversammlung in Bild und Ton tUbertragen wird, obliegt dem Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Die Art und Weise der Ubertragung ist mit der Einberufung
bekannt zu machen.

IV. EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME

§ 37 Geschaftsanteil und Geschaftsguthaben
(1) Der Geschaftsanteil betragt 50 €.

(2) Auf den ersten Geschaftsanteil sind mindestens 10 € sofort nach Eintragung in die Mitgliederliste
einzuzahlen.

(3) Ein Mitglied kann sich mit weiteren Geschéaftsanteilen beteiligen. Hierflir missen alle Geschaftsan-
teile des Mitglieds bis auf den zuletzt neu ibernommenen voll eingezahlt sein.

(4) Die auf den Geschaftsanteil geleistete Einzahlung zuziiglich sonstiger Gutschriften und abzuglich
zur Verlustdeckung abgeschriebener Betrage bilden das Geschaftsguthaben eines Mitglieds.

(5) Das Geschaftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht ausgeschieden ist, von der Genossenschaft
nicht ausgezahlt, nicht aufgerechnet oder im geschéftlichen Betrieb der Genossenschaft als Sicherheit
verwendet werden. Eine geschuldete Einzahlung darf nicht erlassen werden; gegen diese kann das
Mitglied nicht aufrechnen.

(6) Die Abtretung oder Verpfandung des Geschaftsguthabens an Dritte ist unzulassig und der Genos-
senschaft gegenliber unwirksam. Eine Aufrechnung des Geschaftsguthabens durch das Mitglied gegen
seine Verbindlichkeiten gegentber der Genossenschaft ist nicht gestattet. Fir das Auseinanderset-
zungsguthaben gilt § 10.

§ 38 Gesetzliche Riucklage

(1) Die gesetzliche Rucklage dient zur Deckung von Bilanzverlusten.

(2) Die gesetzliche Riicklage wird gebildet durch eine jahrliche Zuweisung von mindestens 10 Prozent
des Jahresiberschusses zuziiglich eines eventuellen Gewinnvortrags bzw. abzliglich eines eventuellen
Verlustvortrags, solange die Ricklage 5 Prozent der Bilanzsumme nicht erreicht.

(3) Uber die Verwendung der gesetzlichen Riicklage beschlieRt die Vertreterversammlung.

§ 39 Andere Ergebnisriucklagen

Neben der gesetzlichen Riicklage wird eine andere Ergebnisriicklage gebildet, der jahrlich mindestens
10 Prozent des Jahresiiberschusses zuzuglich eines eventuellen Gewinnvortrags bzw. abziiglich eines
eventuellen Verlustvortrags zuzuweisen sind. Weitere Ergebnisriicklagen kénnen gebildet werden. Uber
ihre Verwendung beschlielen Vorstand und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 23 Abs. 1
Buchst. g).
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§ 40 Nachschusspflicht

Eine Nachschuss Nachschusspflicht der Mitglieder ist ausgeschlossen.

V. RECHNUNGSWESEN

§ 41 Geschaftsjahr

Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Vorstand hat innerhalb von drei Monaten nach Ende des Geschaftsjahres den Jahresabschluss
und den gesetzlichen Lagebericht fir das vergangene Geschéftsjahr aufzustellen.

(2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss sowie den gesetzlichen Lagebericht unverziglich dem Auf-
sichtsrat und — ggf. nach Prifung gemaf § 340 k HGB — sodann mit dessen Bericht der Vertreterver-
sammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen.

(3) Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht nebst dem Bericht des Aufsichtsrats sollen min-
destens eine Woche vor dem Tag der Vertreterversammlung in den Geschaftsrdumen der Genossen-
schaft oder an einer anderen bekannt zu machenden Stelle zur Einsicht der Mitglieder ausgelegt oder
ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden.

(4) Der Bericht des Aufsichtsrats tber seine Prifung des Jahresabschlusses und des gesetzlichen La-
geberichts (§ 22 Abs. 3) ist der ordentlichen Vertreterversammlung zu erstatten.

§ 43 Verwendung des Jahresiiberschusses

(1) Uber die Verwendung des Jahresiiberschusses beschlieRt die Vertreterversammlung; dieser kann,
soweit er nicht der gesetzlichen Riicklage (§ 38) oder anderen Ergebnisriicklagen (§ 39) zugefiihrt oder
zu anderen Zwecken verwendet wird, an die Mitglieder nach dem Verhaltnis ihrer Geschaftsguthaben
am Schluss des vorhergegangenen Geschéftsjahres verteilt werden. Bei der Verteilung sind die im ab-
gelaufenen Geschéaftsjahr auf den Geschéftsanteil geleisteten Einzahlungen vom ersten Tag des auf
die Einzahlung folgenden Kalendertags an zu berticksichtigen. Der auf das einzelne Mitglied entfallende
Jahresiiberschuss wird dem Geschéaftsguthaben so lange zugeschrieben, bis der Geschéaftsanteil er-
reicht oder ein durch Verlust vermindertes Geschéaftsguthaben wieder erganzt ist.

(2) Ein vom Vorschlag des Vorstands abweichender Beschluss Uber die Verwendung des Jahresuber-

schusses, durch den nachtraglich ein Bilanzverlust eintritt, ist nicht méglich.

§ 44 Deckung eines Jahresfehlbetrages

(1) Uber die Deckung eines Jahresfehlbetrages beschlielt die Vertreterversammlung.

(2) Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung vorgetragen oder durch Heranziehung anderer
Ergebnisricklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Ricklage oder durch Abschreibung von
den Geschaftsguthaben der Mitglieder oder durch beides zugleich zu decken.

(3) Werden die Geschéaftsguthaben zur Verlustdeckung herangezogen, so wird der auf das einzelne

Mitglied entfallende Verlustanteil nach dem Verhaltnis der Gbernommenen Geschéftsanteile aller Mit-
glieder bei Beginn des Geschéftsjahres, in dem der Verlust entstanden ist, berechnet.
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VI. LIQUIDATION

§ 45 Liquidation

Nach der Auflosung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft. Fur die Verteilung des Vermogens der
Genossenschaft ist das Gesetz mit der Malligabe anzuwenden, dass Uberschiisse nach dem Verhaltnis
der Geschaftsguthaben an die Mitglieder verteilt werden.

VIl. BEKANNTMACHUNGEN

§ 46 Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit gesetzlich nichts Abweichendes vor-
geschrieben ist, unter ihrer Firma in der Landauer Zeitung, in der Landauer Neuen Presse, im Dingol-
finger Anzeiger und im Straubinger Tagblatt, der Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht so-
wie die in § 325 HGB genannten Unterlagen werden nur im Unternehmensregister veroffentlicht.

(2) Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzugeben, von denen sie ausgeht.

(3) Sind die Bekanntmachungen in der Landauer Zeitung, in der Landauer Neuen Presse, im Dingolfin-
ger Anzeiger und im Straubinger Tagblatt nicht moglich, so wird bis zur Bestimmung eines anderen
Bekanntmachungsorgans durch die Vertreterversammlung diese durch unmittelbare Benachrichtigung
samtlicher Vertreter in Textform einberufen. Die Ubrigen Bekanntmachungen erfolgen bis zur Bestim-
mung eines anderen Bekanntmachungsorgans im Bundesanzeiger.
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